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Bürgerschaftliches Engagement im Koalitionsvertrag in Ausschnitten 
 
• Bürgergesellschaft stärken (S. 109 ff.) – eigenes Kapitel 

„Die Demokratie ist 60 Jahre nach Kriegsende in Deutschland gefestigt. Gleichwohl bedarf 

es in jeder Generation der politischen Bildung und der staatlichen Unterstützung für eine ak-

tive Beteiligung der Menschen am gesellschaftlichen und staatlichen Leben. Wir werden des-

halb die politische Bildung stärken. Die Einführung von Elementen der direkten Demokratie 

werden wir prüfen. Ohne ein starkes ehrenamtliches Engagement der Bürgerinnen und Bür-

ger für unser Zusammenleben kann unsere Gesellschaft nicht existieren. Deshalb werden 

wir weitere Maßnahmen zur Unterstützung der aktiven Bürgergesellschaft ergreifen, indem 

wir etwa das ehrenamtliche Engagement fördern. Die zivilgesellschaftlichen Initiativen zur 

Konfliktprävention, zur Integration von Migranten und zur Prävention und Bekämpfung von 

Extremismus werden wir unterstützen…“ 

 

• Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedingungen des bürgerschaftlichen 
Engagements  

„Der Staat sollte das bürgerschaftliche Engagement durch die Verbesserung der rechtlichen 

Rahmenbedingungen, die Beachtung der Auswirkungen auf bürgerschaftliches Engagement 

bei jeder Gesetzgebung und eine gezielte Weiterentwicklung der Anerkennungskultur för-

dern. Dazu gehört eine Reform des Gemeinnützigkeitsrechts genauso wie die Entbürokra-

tisierung und Gewährung von Freiräumen für Kreativität und Innovation in anderen Rechts-

kreisen…“ 

 

„Mit der Weiterentwicklung des Stiftungsrechts und Steuerrechts sollten Anreize geschaffen 

werden, sich durch Stiftungen an der Förderung des Gemeinwohls zu beteiligen…“ 

 

„Neben dem traditionellen bürgerschaftlichen Engagement bekennt sich der Staat auch aus-

drücklich zu neuen Formen der Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an Gemeinwohl 

orientierter Arbeit und wird auch diese befördern…“ 

 

• Freiwilligendienste 

„Um das freiwillige Engagement zu fördern, werden die Voraussetzungen dafür geschaffen, 

dem vorhandenen Potenzial der Bewerberinnen und Bewerbern für Freiwilligendienste bes-

sere Chancen zu bieten. Dazu gehören die Verbesserungen der gesetzlichen Rahmenbe-

dingungen auf der Basis der laufenden Gesetzesevaluation, ein Ausbau der Platzzahlen, die 



Förderung von Diensten im Ausland, die Harmonisierung sozial- und aufenthaltsrechtlicher 

Bestimmungen und die Stärkung der Bereiche Kultur und Sport….“ 

 

„Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels ist erkennbar, dass der Ausbau der Ju-

gendfreiwilligendienste alleine nicht ausreichen wird. Deshalb werden wir neben der Stär-

kung des bürgerschaftlichen Engagements die generationsübergreifenden Freiwilligendien-

ste als Programm ausbauen, das Einsatzfelder für die Freiwilligen aller Generationen unter 

anderem in Schulen, Familien, Stadtteilzentren, stationäre Einrichtungen und Hospize eröff-

net…“ 

 

• Kultur (S. 113) 
„Die Rahmenbedingungen, die die Bürgergesellschaft hat und braucht, müssen für den Be-

reich der Kultur verbessert werden. Dazu gehört die Förderung des bürgerschaftlichen Enga-

gements, insbesondere mit Blick auf das Vereinsrecht. Die Rechtsstellung der Urheber im di-

gitalen Zeitalter muss gestärkt werden. Wir wollen das Stiftungsrecht weiter entwickeln, um 

die Errichtung von Stiftungen zu erleichtern und zusätzliche Anreize für Zuwendungen zu 

schaffen…“ 

 

• Deutschland – Sportland (S. 115) 
„Sportbewegt die Menschen und fördert die soziale Integration… Die Grundlage des deut-

schen Sports sind die Vereine, die wiederum auf das Engagement vieler ehrenamtlich Tä-

tiger angewiesen sind…“ 

 

• Bürokratieabbau (S. 62) 
„Die Neuentlastung von Bürgern, Wirtschaft und Behörden von einem Übermaß an Vorschrif-

ten und der damit einhergehenden Belastung durch bürokratische Pflichten und Kosten ist 

ein wichtiges Anliegen der Koalition. Die neue Bundesregierung wird deshalb als Sofortmaß-

nahme durch ein Artikelgesetz („small-company-act“) Unternehmen von besonders wachs-

tumshemmender Überregulierung befreien und insbesondere dem Mittelstand sowie Exis-

tenzgründern mehr Luft zum Atmen verschaffen…“ 

 

„Vordringlich sind dabei der Abbau von Statistik-, Nachweis-, Dokumentations- und Buchfüh-

rungspflichten, die Vereinfachung und Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungs-

verfahren, der Abbau von Doppel- und Mehrfachprüfungen, die Vereinheitlichung von 

Schwellenwerten zum Beispiel im Bilanz- und Steuerrecht, die Begrenzung der Verpflichtung 

von Betrieben zur Bestellung von Beauftragten, die Vereinfachung der betriebsärztlichen und 



sicherheitstechnischen Betreuung von Kleinbetrieben sowie die Entbürokratisierung der be-

stehenden Förderprogramme…“ 

 

• Moderner Staat – effiziente Verwaltung (S. 93) 
„Unser moderner Staat braucht eine innovative, leistungsfähige und effiziente Verwaltung. 

Deshalb werden wir den mit „Deutschland online“ begonnenen Weg fortsetzen und staatliche 

Zusammenarbeit auf der Basis der Informationstechnologie (IT) neu ordnen um damit gezielt 

Bürokratiekosten zu reduzieren…“ 

 

„Durch die Einführung zentraler und IT-gestützter Verfahren bei den wichtigsten Dienstleis-

tungen des Staates für Unternehmen und Bürger (eGovernment) wollen wir eine führende 

Rolle für eine innovative und Kosten sparende Verwaltung übernehmen. IT-Strategie und IT-

Sicherheit werden durch das Bundesministerium des Innern als Sicherheits- und Organisa-

tionsministerium weiterentwickelt…“ 

 

„Das Datenschutzrecht bedarf vor dem Hintergrund der technischen Entwicklungen der 

Überprüfung und an verschiedenen Stellen der Überarbeitung und Fortentwicklung. Bei 

dieser Aufgabe werden wir auch prüfen, ob im Hinblick auf den Abbau überflüssiger Büro-

kratie Änderungen vorgenommen werden können…“ 

 

„Wir wollen den Abbau von Bürokratie und unnötiger Regulierung vorantreiben. Sowohl beim 

Bund als auch in der EU sind sämtliche Aufgaben und die Verwaltungsabläufe auf ihre Not-

wendigkeit zu überprüfen…“ 

 

• Familienfreundliche Gesellschaft (S. 96) 
„Die Menschen leben heute immer länger. Wir begreifen dies als Chance und wollen die Le-

benserfahrung und das Wissen Älterer stärker nutzen, die Erwerbsbeteiligung Älterer deut-

lich steigern und ebenso ihren schon heute hohen Anteil an den ehrenamtlich Engagierten 

erhöhen. Für diejenigen, die hilfebedürftig sind, werden wir das Pflegedreieck zwischen der 

Familie, Haupt- und Ehrenamtlichen entsprechend den heutigen Gegebenheiten und dem 

Bedürfnis alter Menschen, selbst bestimmt zu leben, neu austarieren…“ 

 

• Projekt „Frühe Förderung für gefährdete Kinder – Prävention durch 
Frühförderung“ (S. 98) 

„Jugendhilfe und gesundheitliche Vorsorge sowie zivilgesellschaftliches Engagement sollen 

zu einer neuen Qualität der Frühförderung in Familien verzahnt werden…“ 

 



• Familienfreundliche Arbeitsbedingungen (S. 99) 
„Die Initiative „Lokale Bündnisse“ operiert in den Kommunen. Familienfreundlichkeit ist ein 

Standortfaktor, der nicht nur die Lebensqualität sondern auch die Wertschöpfungs- und 

Wirtschaftskraft von Kommunen und Regionen erhöht. In den Lokalen Bündnissen arbeiten 

Kommunen, Kammern, Verbände, Wirtschaft und soziale Organisationen erfolgreich zusam-

men, um attraktive Lebensbedingungen für Familien zu schaffen. Die wachsende Anzahl von 

Unternehmen als aktive Partner in den Bündnissen wird zu den Adressaten des Unterneh-

mensprogramms zählen. Die Zahl von heute 200 bestehenden Bündnissen und weiteren 200 

in Gründung begriffenen Standorten soll weiter steigen. Die Idee soll fortentwickelt und auf 

ihre nachhaltige Wirkung für Familien und den Standort überprüft werden…“ 

 

• Hilfe für Ältere gewährleisten (S. 109) 
„Hospizarbeit und Palliativmedizin wollen wir stärken, um Menschen ein Sterben in Würde zu 

ermöglichen…“ 

 


